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Änderungsantrag zu EP-G-01

Von Zeile 655 bis 656 einfügen:
und Organisationen, die sie anbieten. Diese wollen wir stärken, denn sie schaffen Orte der

Demokratie und des zivilgesellschaftlichen Engagements.

Freiwilligendienste sollen entsprechend der Europäischen Mindeslohnrichtlinie gerecht entlohnt

werden.

Begründung

Freiwilligendienste können sich meist nur Menschen aus einem einkommensstarken Elternhaus

leisten, wie es bereits schon im Wahlprogramm steht. Allerdings wird nicht genannt wie dies

gewährleistet werden soll. Daher benennt dieser Änderungsantrag eine konkrete finanzielle

Entlohnung nach Europäischer Mindestlohnrichtlinie, damit wirklich alle Menschen die Chance

haben einen Freiwilligendienst in Europa zu machen. Freiwillige arbeiten momentan oft für wenige

Euros die Stunde, obwohl sie ernsthafte Arbeit in einem Berufsfeld übernehmen.
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